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Die Laufenbrücke scheidet die Geister
Laufenburg. Anwohner auf der Schweizer Seite sperren sich gegen eine Pflästerung

Manfred Heule

An der Laufenburger Brücke ist die 
deutsche Hälfte saniert, die schweize-
rische dagegen nicht. Der Rechtsdienst 
der Aargauer Regierung prüft zurzeit 
eine seit einem Jahr hängige Be-
schwerde. Diese blockiert die Sanie-
rung auf Schweizer Seite.

Vor zwei Jahren begannen die Sanie-
rungsarbeiten an der Laufenbrücke. Die 
deutschen Nachbarn, welche die Tücken 
der direkten Demokratie nicht kennen, er-
ledigten die Arbeiten speditiv. Die Schwei-
zer dagegen stellten sie ein. Dem Laufen-
burger Gemeinderat wurden Fehler bei 
der Planung, und zwar sowohl rechtliche 
als auch architektonische, angelastet. Die 
Vorwürfe erhob der Bewohnerverein. Er 
ergriff Rechtsmittel, die bis heute wirken: 
An der Schweizer Hälfte wird seit zwei 
Jahren nicht gebaut.

Wer heute die Laufenbrücke über-
quert, tut dies auf deutscher Seite über 
eine neu gepflästerte Fahrbahn. Die Brüs-
tung ziert ein metallenes Geländer nach 
EU-Norm, um die Sicherheit zu erhöhen. 
Das Geländer war nötig, weil man die alte 
Fahrbahn um vierzig Zentimeter angeho-
ben hatte. Nach der Brückenmitte erreicht 
man Schweizer Boden. Unter den Schu-
hen knirscht der Kies. Ein provisorischer 
Belag. Und das Auge wird durch eine mo-

bile Absperrung der Brüstung entlang irri-
tiert. Sie ersetzt das fehlende Geländer. 
Alex Melzer verfasste jene Beschwerde, 
welche sich gegen die kommunale Baube-
willigung richtet. Hinter ihm steht der Be-
wohnerverein. Melzers Argumente: Die 
Brücke, 1911 erbaut vom bekannten Inge-
nieur Robert Maillart, sei ein modernes 
Bauwerk. Eine Pflästerung der Strasse wie 
in den mittelalterlichen Gassen passe 
nicht, und eine Höherlegung erfordere ein 
Geländer. Die Brücke habe bisher weder 
eine Pflästerung noch ein Geländer aufge-
wiesen. Das Bauwerk, das bis 2004 noch 
dem Verkehr diente, habe eine Fahrbahn 
und zwei Gehsteige enthalten.

Asphalt. Wie denn die Brücke saniert 
werden solle? Melzer: «Auf jeden Fall ohne 
die kitschig wirkende Pflästerung. Am bes-
ten hält man am Asphalt fest, wie sich das 
für eine Strassenbrücke gehört.» Seiner 
Meinung nach sollten die Fachleute darü-
ber entscheiden, zum Beispiel eben der 
Denkmalschutz. Das entsprechende Ver-
fahren für eine Unterschutzstellung läuft. 
Der Gemeinderat hatte diesem Begehren 
auf Druck des Bewohnervereins zuge-
stimmt. Melzer ist überzeugt, dass eine 
geschützte Brücke nicht auf die bisher ge-
plante Weise saniert werden könne.

Das grösste Problem sind aber die 
Sachzwänge. Die deutschen Behörden 
sind nicht bereit, ihre sanierte Brücken-
hälfte zurückzubauen. Sie haben die Sa-
nierung vorangetrieben, um in den Genuss 
von Subventionen zu kommen. Denn der 
deutsche Teil der Brücke steht unter Denk-
malschutz. Dies Denkmalschützer äusser-
ten keine Bedenken gegen die Sanierung. 

Volkswille. Der Laufenburger Stadtam-
mann Rudolf Lüscher möchte nun endlich 
dieselbe Sanierung vorantreiben und 
pocht auf den Volkswillen: «Die Gemein-
deversammlung hiess im Sommer des 
letzten Jahres eine Sanierung gemäss alter 
Planung gut.» Nun mahlen die Mühlen der 
Justiz. Urs Nesselbosch vom Rechtsdienst 
des Regierungsrats: «Bis im Sommer sollte 
die Sache entschieden sein.» Allerdings sei 
das Verfahren kompliziert. Gleichzeitig 
müsse auch die Frage des Schutzes beant-
wortet werden. Doch die Meinungen blei-
ben gespalten. Wohl beschloss die Ge-
meindeversammlung die Sanierung wei-
terzuführen, doch gibt es im Städtchen 
genauso viele Gegenstimmen. Dies zeig-
ten Petitionen für eine andere Sanierung 
und einen Schutz der Brücke. Melzer 
schliesst nicht aus, die Beschwerde weiter-
zuziehen, sollte sie abgewiesen werden.

Kontrahenten ziehen 
am gleichen Strick
Reinach. Hauptstrasse soll erneuert werden

Andreas Hirsbrunner

Der Kanton und die Gemeinde 
Reinach haben sich auf ein ge-
meinsames Vorprojekt geeinigt: 
Ab 2013 soll Reinachs Kern auf-
gewertet werden. 

In der sieben Jahre alten Pla-
nungsgeschichte rund um die Erneu-
erung der Reinacher Hauptstrasse 
haben sich der Kanton Baselland 
und die Gemeinde Reinach jetzt zum 
zweiten Mal gefunden: Die von Part-
nern zu Kontrahenten und nun wie-
der zu Partnern mutierten Parteien 
gaben gestern die Eckpunkte eines 
neuen, gemeinsam erarbeiteten Vor-
projekts bekannt.

Dieses sieht wie schon der erste 
gemeinsame Plan von 2007 vor, dass 
die Reinacher Hauptstrasse zwi-
schen der Kreuzung Bruggstrasse im 
Süden, wo es einen Kreisel geben 
wird, und dem bestehenden Coop-
Kreisel im Norden inklusive Neben-
räume wie Trottoirs und Hausvor-
plätze neu gestaltet wird: Der Stras
senraum wird von heute zwölf auf 
neun Meter verengt. Dadurch ent-
steht mehr Raum für Fussgänger, 
25 neue Parkplätze und mehr Velo-
abstellplätze. Der Asphaltbelag soll 
im ganzen Planungsperimeter ein-
heitlich werden, zudem soll es acht 
zusätzliche Bäume geben.

Attraktiver. Für Kanton und Ge-
meinde, so schreiben sie in ihrem 
gemeinsamen Communiqué, ist die-
se Aufwertung der Aussenräume 
«zentral für die Entwicklung hin zu 
einem attraktiven Ortszentrum für 
Bevölkerung und Detailhandel». Da-
bei gilt das Prinzip, dass der Kanton 
finanziell für die Arbeiten von Stras
senkante zu Strassenkante inklusive 
Erneuerung der Tramgeleise und die 
Gemeinde für jene bei den anschlies
senden Räumen bis zu den Fassaden 
aufkommt. Das Gesamtprojekt wird 
auf 15 Millionen Franken veran-

schlagt, etwas mehr als ein Drittel 
davon fällt zulasten der Gemeinde. 
Allerdings hat der Bund in Aussicht 
gestellt, maximal 40 Prozent der 
Kosten über das Agglomerationspro-
gramm zu übernehmen, sofern Bau-
beginn vor dem Jahr 2014 ist. Kan-
ton und Gemeinde hoffen denn auch 
mit einem Start im Jahr 2013. Weil 
die Gestaltung der Aussenräume ge-
genüber dem ersten Projekt vor drei 
Jahren etwas abgespeckt wurde und 
vor allem weil im Bereich Tramhalte-
stelle Reinach Dorf fast alles beim 
Alten bleibt, fällt das neue Projekt 
günstiger aus.

Im Ausstand. Ursprünglich war dort 
eine Kap-Haltestelle geplant. Doch 
der damals neu gewählte Baudirek-
tor Jörg Krähenbühl, der zuvor schon 
als Reinacher Gemeinderat und An-
wohner gegen das neue Haltestellen-
modell opponiert hatte, legte sein 
Veto ein. Das führte zu massiven Ver-
stimmungen zwischen Reinach und 
dem Kanton, und Krähenbühl muss-
te schliesslich in den Ausstand tre-
ten. Nach einem Gutachten der Be-
ratungsstelle für Unfallverhütung 
entschied sich die Regierung für die 
Beibehaltung der bestehenden Lö-
sung «Zeitinsel». Diese lässt aber im 
Bereich Reinach Dorf zumindest 
Richtung Basel keinen Platz für Neu-
gestaltungen.

Bei aller wiedergefundenen Min-
ne bleiben doch Nuancen bei der 
Einschätzung des aktuellen Projekts. 
So sagt Stephan Mathis, Generalse-
kretär der federführenden Sicher-
heitsdirektion: «Wir und das Tief-
bauamt sind sehr zufrieden damit.» 
Reinachs Gemeindepräsident Urs 
Hintermann dagegen sagt: «Wir hät-
ten die frühere Lösung bevorzugt, 
finden aber unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen das jetzige 
Projekt das bestmögliche.»

Halb fertig. Die deutsche Seite der Brücke ist gepflästert, die Schweizer Hälfte ist provisorisch mit Kies bedeckt.  Foto Manfred Heule

Nächste Gemeinde steht vor Zwangsverwaltung 
Dittingen. Der Gemeinderat ist schon in einigen Wochen nicht mehr handlungsfähig

kurt tschan

Fünf Jahre nach der letzten grossen 
politischen Krise ist es in der Laufen-
taler Gemeinde Dittingen erneut zum 
Eklat gekommen. Drei der fünf Ge-
meinderäte sind zurückgetreten, un-
ter ihnen auch Gemeindepräsidentin 
Vreni Giger.

Vor fünf Jahren stritten die Dittinger 
um das Hallenbad und ein neues Ge-
meindezentrum, jetzt geht es um die 
Angst, der Kindergarten und mit ihm ir-
gendwann die Primarschule könnten 
aus dem Dorf verschwinden. Der Riss 
geht – wie bei der letzten grossen politi-
schen Krise – mitten durch den Gemein-
derat. Kontrahenten heute: Gemeinde-
präsidentin Vreni Giger und Gemeinde-
rat Eduard Jermann.

Jermann hat nach Angaben der Ge-
meinde mit Schreiben vom 13. Mai per 
sofort demissioniert. Als betroffener Fa-
milienvater war er ein energischer Be-
fürworter eines vollständigen Erhalts 
des Kindergartens. Einen Tag zuvor hat-

te, wie Gemeindeverwalterin Janine 
Stark bestätigt, bereits Gemeindepräsi-
dentin Vreni Giger ihren Rücktritt auf 
Ende Juni eingereicht. Der wenig kons
truktive und teilweise mit Unwahrhei-
ten ausgefochtene Kampf gegen eine 
zukunftsgerichtete Lösung des Kinder-
gartenproblems habe sie neben persön-
lichen Gründen zu diesem Schritt bewo-
gen, schrieb sie in der gleichentags ver-
fassten Mitteilung. 

«Sorgfältig durchdacht». Gleichzei-
tig wurde der Bevölkerung mitgeteilt, 
dass im neuen Schuljahr der Kindergar-
ten mit Blauen zusammengelegt werde. 
An drei Tagen finde der gemeinsame 
Kindergarten in Blauen statt, an den bei-
den übrigen Tagen in Dittingen. Der Ge-
meinderat sprach «von einer sorgfältig 
durchdachten Lösung», die der Schulrat 
zusammen mit dem Amt für Volksschu-
len ausgearbeitet habe. Der dritte Rück-
tritt betrifft Tamara Brügger-Klotz, die 

schon früher aus persönlichen Gründen 
ihre Demission auf Ende Juni bekannt 
gegeben hatte. Damit besteht der Ge-
meinderat ab Juli nur noch aus zwei 
Mitgliedern. Cyrill Kämpfer und Regina 
Weibel sind alleine, aber nicht in der 
Lage, die Geschäfte ordnungsgemäss zu 
führen. «Letztlich wird der Regierungs-
rat über weitere Massnahmen entschei-
den müssen», sagt Verwalterin Stark, 
die ihrerseits deutlich macht, dass sie 
weiterhin in Dittingen bleiben wolle. 

Dass eine Sachwalterschaft mit ei-
ner vom Kanton verhängten Zwangsver-
waltung drohen könnte, wie in Hersberg 
in der Vergangenheit geschehen und in 
Wintersingen in Sicht, macht auch die 
Ersatzwahl von Brügger-Klotz deutlich. 
Die Wahl findet über das Wochenende 
vom 13. Juni statt. Innerhalb der gesetz-
lichen Frist ist keine Kandidatur einge-
gangen, wie Stark bestätigt. Damit 
kommt es zu wilden Wahlen. Wählbar 
sind alle Stimmberechtigten des Dorfs. 

Erforderlich wäre das absolute Mehr. 
Als kleine Hintertür aus dem Schlamas-
sel bietet sich eine achttägige Frist an, in 
der nachträglich ein Bewerber gemeldet 
werden könnte, der anschliessend in 
stiller Wahl gewählt werden könnte, wie 
Stark erklärt. Dafür müssten sich die 
zerstrittenen Parteien aber zuerst auf 
einen gemeinsamen Kandidaten eini-
gen. Frühestens im Verlauf des August 
kann die nächste Ersatzwahl stattfin-
den, im September die zweite. Und auch 
in diesem Fall ist äusserst ungewiss, ob 
sich ein Bewerber finden lässt.

Streit um Hallenbad. Das politische 
Klima ist in Dittingen seit der Schlies
sung des Hallenbads vergiftet. Klare 
Fronten sind jedoch nicht auszuma-
chen. Sie wechseln je nach Interessenla-
ge. Im Fall des Kindergartens waren es 
Eltern mit Kleinkindern, die einen Ent-
scheid des Kantons rückgängig machen 
wollten, nachdem zusätzliche zwei Kin-

der zugezogen waren. Für die Führung 
eines Kindergartens sind im Kanton Ba-
selland mindestens acht Kinder erfor-
derlich, in Dittingen sind es gegenwärtig 
sieben.

Heftig bekämpft worden war in der 
Vergangenheit auch eine vom Gemein-
derat beantragte Steuererhöhung. Diese 
war vom Kanton verlangt worden, um 
das vom Einsturz bedrohte Dach der 
Turnhalle zu ersetzen. Eltern hatten sich 
beharrlich geweigert, angesichts der 
Einsturzgefahr ihre Kinder weiterhin in 
den Turnunterricht zu schicken.

Bereits 2005 hatte eine Bevormun-
dung durch den Kanton gedroht, nach-
dem die Stimmberechtigten einen vom 
Gemeinderat vorgeschlagenen Kredit 
von 3,5 Millionen Franken für den Aus- 
und Umbau der Gemeindeliegenschaf-
ten abgelehnt hatten. Als Folge davon 
hatten drei der fünf Gemeinderäte 
demissioniert. Erst Giger konnte die 
Wogen wieder glätten.

Deponien sanieren,
mit Vernunft. 

2 x NEIN zu den Initiativen  
1 x JA zum Gegenvorschlag  
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